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Preußiſche Geſetzſammlung 


—— Nr. 13. 


m, I 

Juhalt: Pfarrbeſoldungsgeſetz für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, S. 423. — 
Ruhegehaltsordnung für die Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 

S. 439. — Kirchengeſeßz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen der evan⸗ 

geliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 452. — Verordnung über das Inkrafttreten 

von Kirchengeſetzen wegen Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage der evangeliſchen Geiſtlichen, S. 462. 


(Nr. 10954.) Pfarrbeſoldungsgeſetz für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 26. Mai 1909. 


0 * 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar, 
verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung 
der Landesſynode, was folgt: 
sl. 

Jeder in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover feſt angeſtellte Geiſtliche, deſſen Stelle bei der Alterszulage⸗ 
kaſſe für evangeliſche Geiſtliche verſichert iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches 
beſteht: n 

a) in einem Grundgehalte; 

p) in Alterszulagen; 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Mietsentſchädigung. 

Für die Alterszulagekaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 

Dauernd vereinigte Pfarrſtellen gelten im Sinne dieſes Geſetzes als eine I 
Pfarrſtelle. 

Auf Pfarrgehilfenſtellen findet dieſes Geſetz keine Anwendung, auch wenn ſie 
dauernd errichtet ſind. 

82. 

Das Grundgehalt ift im voraus vierteljährlich zahlbar und beläuft ſich, wenn 

die Verſicherung erfolgt iſt 
in Klaſſe I oder II, auf 2 400 Mark, 
„ III ö 
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Ausgegeben zu Berlin den 7. Juni 1909. 
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9 3. 
Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 


Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber Zu⸗ 
ſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


94. 

Bei Pfarrſtellen, deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
kann das Konſiſtorium nach Anhörung des Kirchenvorſtandes und des Bezirksſynodal⸗ 
ausſchuſſes anordnen, daß ein Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grund⸗ 
gehalt auf die Dauer oder auf Zeit gewährt werde. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen (§ 1 Abſ. 3) treten behufs Abgabe der 
erforderlichen Erklärung die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen 
Kirchenvorſtande zuſammen. 

N 9 5. i 

Die Dienſtwohnung fol der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechen. 

Wo es nach den örtlichen Verhältniſſen möglich iſt, fol als Zubehör der 
Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt dem 
Stelleninhaber bereitgeſtellt werden. 


8.6. 
Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienft- 


wohnung eine angemeſſene Mietsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel⸗ 
jährlichen Beträgen im voraus zu zahlen iſt. : 


8.7. 

Über die Höhe der Mietsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfang ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt der Kirchenvorſtand. 
Der Beſchluß unterliegt der Genehmigung des Konſiſtoriumd. Stimmt das Kon⸗ 
ſiſtorium nicht zu, ſo iſt die vorherige Anhörung des Bezirksſynodalausſchuſſes er⸗ 
forderlich. Kommt kein gültiger Beſchluß zuſtande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium 
nach Anhörung des Bezirksſynodalausſchuſſes. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen ($ 1 Abſ. 3) treten behufs Faſſung des 
Beſchluſſes die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen Kirchenvorſtande 
zuſammen. a 

88. 

Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit 

Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


89, 
Hinſichtlich der Tragung der Koſten für die Unterhaltung der Dienſtwohnung 
behält es bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. f 


1 ne 


9 10. 


Wird eine Pfarrſtelle, deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder 
ähnlichen Einrichtungen beſoldet wird, zur Verſicherung zugelaſſen ($ 19 der Satzungen), 
ſo hat die Kirchengemeinde oder, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von 
einem größeren Parochialverbande gewährt wird, dieſer jedem Stelleninhaber neben 
dem Grundgehalt als Zuſchuß ($$ 3, A) noch diejenigen Beträge zu gewähren, um 
welche die bisher im Regulativ oder in der ähnlichen Einrichtung zugeſicherten Be⸗ 
züge die aus dieſem Kirchengeſetz und aus den Satzungen ſich ergebenden Gehalts⸗ 
ſtufen überſteigen. 

Macht die Kirchengemeinde beziehungsweiſe der größere Parochialverband von 
der Befugnis zur Verſicherung der Pfarrſtelle keinen Gebrauch, ſo haben ſie dem 
Stelleninhaber mindeſtens dieſelben Bezüge zu gewähren, die ihm nach dieſem Kirchen⸗ 
geſetz und den Satzungen zuſtehen würden. 


8 115 


Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber vorbehaltlich der Vorſchrift im 
8 22 der Satzungen das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (59 2, 3 und 4) ſowie die 
Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung (59 5, 6 und 7) zu gewähren. 

Hingegen hört der Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmungen der $$ 12 und 21 auf. Die Verwaltung des Stellen ⸗ 
vermögens ſteht der Kirchengemeinde zu. 

Der Kirchenvorſtand hat über das in eine beſondere Pfarrkaſſe fließende 
Stelleneinkommen eine geſonderte Rechnung zu führen. 

Aus der Pfarrkaſſe ſind nach Entrichtung der auf dem Stellenvermögen 
ruhenden Abgaben und Laſten die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe 
und die Zuſchüſſe zu beſtreiten. 

Die Aufbringung der hiernach nicht gedeckten Mittel erfolgt, unbeſchadet einer 
nach § 14 begründeten Verpflichtung, durch Zahlung der Kirchenkaſſe, ſoweit dieſe 
dazu ausreicht, und, vorausgeſetzt, daß nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz 
oder teilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt durch Leiſtungen der Kirchengemeinde 
(ogl. jedoch § 16 dieſes Geſetzes). 

Ein bei der Pfarrkaſſe erzielter berſchuß iſt, ſoweit er nicht zur Anſammlung 
eines zur eventuellen Deckung jener Leiſtungen beſtimmten Reſervefonds erforderlich 
iſt, der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des Pfarrdienſtes in der 
Gemeinde zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſtwohnung, 
beſonders zu Reparaturen, oder zur Mietsentſchädigung iſt mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

Die für den Fall des Beſtehens eines Patronatsverhältniſſes im § 35 der 
Kirchenvorſtands und Synodalordnung vom 9. Oktober 1864 und im § 23 des 
Kirchenvorſtandsgeſetzes vom 14. Oktober 1848 gegebenen Vorſchriften bleiben unberührt. 
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Über das Verhältnis, in welchem dauernd vereinigte Kirchengemeinden zu den 
Leiſtungen beizutragen haben, entſcheidet bei Mangel einer Vereinbarung zwiſchen den 
beteiligten Kirchenvorſtänden das Konſiſtorium nach Anhörung des Bezirksſynodal⸗ 
ausſchuſſes. 

§ 12. 

Dem Inhaber einer unter § 1 fallenden Pfarrſtelle ſteht die Befugnis zu, 
die der Pfarrſtelle gebührenden Naturalgefälle und Akzidenzien (Stolgebühren und 
Opfer) ganz oder teilweiſe ſelbſt zu beziehen. Akzidenzien müſſen fortbezogen werden 
in dem Falle, daß und ſolange als an derſelben Gemeinde ein anderer Geiſtlicher 
ſteht, welcher Akzidenzien derſelben Art perſönlich bezieht. 

Auch kann der Stelleninhaber einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung 
nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das Bedürfnis ergibt, zur Beſchaffung der 
notwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher Ver⸗ 
ſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirtſchaften. Jedoch ſteht dem zeitigen 
Stelleninhaber die Befugnis zu, die bisher von ihm bewirtſchafteten Grundſtücke für 
ſeine Amtsdauer zu behalten. 

Der auf die Leiſtungen der Gemeinde an Grundgehalt und Zuſchüſſen in 
Anrechnung zu bringende Übernahmepreis beſtimmt ſich bei den Akzidenzien nach dem 
ſechsjährigen Durchſchnitt, eventuell nach einer anzuſtellenden Schätzung, im übrigen 
nach dem ortsüblichen Werte. Eine erneute Feſtſetzung des Übernahmepreiſes kann 
von 5 zu 5 Jahren von der Kirchenregierung, dem Stelleninhaber und dem Kirchen⸗ 
vorſtande verlangt werden. 

Auf Anrufen von Beteiligten entſcheidet nach Anhörung des Bezirksſynodal⸗ 
ausſchuſſes das zuſtändige Konſiſtorium endgültig. 


8 13 
Auf die infolge des Aufhörens des Nießbrauchs des Stelleninhabers erforder⸗ 
liche Auseinanderſetzung zwiſchen dieſem und der Kirchengemeinde finden die Vorſchriften 
Anwendung, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und 
dem Amtsnachfolger gelten. 
$ 14, 


Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Verpflich— 
tungen Dritter werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


$ 15. 

Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 
6 000 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 6 000 Mark hat die 
Kirchengemeinde eine Beſoldung von 6 000 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle 
nicht zur Verſicherung bei der- Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird (§ 25 der Satzungen). 
Im letzteren Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle 
Anwendung. 


ä 2 


9 16. 


Behufs Gewährung von Beihilfen an ſolche Gemeinden, welche zur Auf⸗ 
bringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für bei der 
Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, verbleibt der 
vom Konſiſtorium zu verwaltende Zuſchußfonds (§ 23 des Kirchengeſetzes vom 
2. Juli 1898, betreffend das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch⸗luthe— 
riſchen Kirche der Provinz Hannover, Geſetzſamml. S. 243), in welchen die vom 
Staate für dieſen Zweck gewährte Summe fließt. Eine Verwendung des Zuſchuß⸗ 
fonds bei der Errichtung neuer Pfarrſtellen hat nicht ſtattzufinden. 

Beihilfen zu den Zuſchüſſen (88 3, 4) dürfen aus dem Zuſchußfonds nur dann 
gewährt werden, wenn die Bewilligung oder Anordnung der Zuſchüſſe erfolgt iſt, 
weil die Verwaltung der Pfarrſtelle beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt. Die 
einzelne zu dieſem Zwecke gewährte Beihilfe darf den Betrag von 600 Mark jährlich 
nicht überſteigen. 

Über die Gewährung der Beihilfen beſchließt das Konſiſtorium. 

Das Landeskonſiſtorlum hat dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode über 
die gewährten Beihilfen alljährlich eine Nachweiſung zu geben. 


0 


Der durch den § 24 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das 
Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch lutheriſchen Kirche der Provinz Han⸗ 
nover, (Geſetzſamml. S. 243) begründete landeskirchliche Hilfsfonds bleibt mit der 
Maßgabe beſtehen, daß die für denſelben zu erhebende Umlage um jährlich ½ Prozent 
der für die Mitglieder der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover ver⸗ 
anlagten Staatseinkommenſteuer erhöht wird. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 

Aus dem landeskirchlichen Hilfsfonds werden neben den ihm bisher ſchon ob— 
liegenden Leiſtungen die im § 11 der Satzungen bezeichneten Zahlungen geleiſtet. 

Die für die übrigen Zahlungen der Landeskirche an die Alterszulagekaſſe (88 12 
und 13 der Satzungen) erforderlichen Mittel ſind durch landeskirchliche Umlagen auf 
die Kirchengemeinden aufzubringen, deren Höhe das Landeskonſiſtorium feſtſetzt. 


8 18. 


Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch das gegenwärtige Kirchengeſetz 
gegebenen Vorſchriften unterliegen, ſtehen im Falle einer Gnadenzeit während des 
Sterbemonats ſowie während einer weiteren Gnadenzeit von ſechs Monaten den nach 
Maßgabe des Kirchengeſetzes, betreffend die Gnadenzeit in der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, vom 16. Juli 1873 (Geſetzſamml. S. 393) berechtigten 
Hinterbliebenen die Fortſetzung des Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des Haus— 
gartens beziehungsweiſe die Mietsentſchädigung ſowie das Grundgehalt der Stelle, 
die Alterszulagen, die Zuſchüſſe und die nach 89 29, 31 Abſ. 2 der Satzungen dem 
Geiſtlichen gewährte Entſchädigung zu. 
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Soweit die Ausnahme des § 12 Platz greift, treten die zum Genuſſe der 
Gnadenzeit berechtigten Hinterbliebenen bis zum Ablaufe der Gnadenzeit in die Rechte 
und Pflichten des Stelleninhabers ein. 

Soweit nach den Beſtimmungen des angeführten Kirchengeſetzes vom 16. Juli 

1873 die Gnadenzeit nach Inhalt und zeitlicher Ausdehnung abweichend bemeſſen 
war, treten die Beſtimmungen bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch das 
gegenwärtige Kirchengeſetz gegebenen Vorſchriften unterliegen, außer Kraft. 
i Sind beim Tode eines Pfarrgeiſtlichen, Superintendenten oder Generalfuper, 
intendenten keine zum Genuſſe der Gnadenzeit berechtigte Hinterbliebenen vorhanden, 
ſo treten ſeine geſetzlichen Erben, ſoweit ſie ſeine Hausgenoſſen waren, für die 
Dauer des Sterbe⸗ und des darauffolgenden Monats an die Stelle der Gnadenzeit⸗ 
berechtigten. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen gelten ſinngemäß auch für diejenigen 
Stellen, welche im übrigen den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes nicht unter 
liegen. N 

819. 

Die Höhe des Stelleneinkommens derjenigen Pfarrſtellen, welche vor Inkraft⸗ 
treten dieſes Kirchengeſetzes nicht zur Verſicherung gelangt ſind, wird zum Zwecke der 
Verſicherung durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes ermittelt. 

Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen⸗ 
inhabers und des Bezirksſynodalausſchuſſes. 5 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen (5 1 Abſ. 3) treten behufs Faſſung des 
Beſchluſſes die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinfchaftlichen Kirchenvorſtande 
zuſammen. 5 


8 20. 

Soweit die bisher nach den SS 9, 10 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
vom 2. Juli 1898 (Geſetzſamml. S. 243) bereits bewilligten Zuſchüſſe zum Grund⸗ 
gehalte zuſammen mit den ſonſtigen bisherigen Bezügen des Geiſtlichen die aus dem 
gegenwärtigen Kirchengeſetz und den Satzungen ſich ergebenden Gehaltsſätze über⸗ 
ſteigen, bleiben fie beſtehen. Im übrigen bedarf es zur Fortgewährung dieſer Zu- 
ſchüſſe beſonderer Beſchlußfaſſung. 


$ 21. 

Ein Vorbehalt oder eine Übernahme des Nießbrauchs am Stellenvermögen, 
welche auf Grund des § 5 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das 
Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover, (Geſetzſamml. S. 243) erfolgt iſt, bleibt unberührt. 

Im Falle einer Gnadenzeit, welche vor Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Kirchengeſetzes begonnen hat, beſtimmt ſich die Höhe der den Hinterbliebenen zu⸗ 
ſtehenden Bezüge auch ferner nach den bisherigen Vorſchriften, insbeſondere nach 
9 27 des obengenannten Kirchengeſetzes. 5 
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9 22. 


In den Fällen der 85 3, 4, 5, 7, 8, 11 letzter Abſatz, 13 und 19 ſteht den 
Beteiligten gegen die Entſcheidung des Konſiſtoriums eine binnen vier Wochen nach 
Zuſtellung der betreffenden Verfügung des Konſiſtoriums zu erhebende Beſchwerde an 
das Landeskonſiſtorium zu, welches endgültig entſcheidet. 


9 23. 


Die auf Grund des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
(Geſetzſamml. S. 243) errichtete Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bleibt 
mit den aus den anliegenden Satzungen ſich ergebenden Maßgaben beſtehen. Im 
übrigen wird das genannte Kirchengeſetz vorbehaltlich der Beſtimmungen der 88 17, 
20 und 21 aufgehoben. 


9 24. 


Die im $ 28 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
(Gefepfamml. S. 243) beziehungsweiſe in dem Kirchengeſetze vom 21. Mai 1906 
(Geſetziamml. S. 181) enthaltenen Beſtimmungen werden durch die Vorſchrift er 
ſetzt, daß i 

1. in Städten und anderen Ortſchaften, deren ortsanweſende Bevölkerung 

nach der jeweilig letzten allgemeinen Volkszählung mehr als 10 000 Seelen 
beträgt, auf Pfarrſtellen von 6 000 Mark Jahresertrag oder darüber nur 
ſolche Geiftliche und Kandidaten, welche das 35. Lebensjahr, 

2. im übrigen auf Pfarrſtellen von 6 000 Mark Jahresertrag oder darüber 

nur ſolche, welche das 45. Lebensjahr, 

3. auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 5 400 Mark nur ſolche, 

welche das 42. Lebensjahr, i 

4. auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 5 100 Mark nur ſolche, 

welche das 39. Lebensjahr, 

5. auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 4 800 Mark nur ſolche, 

welche das 36. Lebensjahr 
zurückgelegt haben, gewählt werden dürfen. 


Wenn jedoch bei Pfarrſtellen in Ortſchaften, deren ortsanweſende Bevölkerung 
nicht mehr als 10 000 Seelen beträgt, durch eine Stellenabgabe der Jahresertrag 
der Pfarrſtelle zeitweilig unter 6 000 Mark ſinkt, jo finden anſtatt der Nr. 2 die 
Nr. 3, 4 und 5 dieſes Paragraphen ſinngemäße Anwendung. 

Das Landeskonſiſtorium kann mit Zuſtimmung des ſtändigen Ausſchuſſes der 
Landesſynode die vorſtehenden Beſchränkungen in einzelnen Fällen inſoweit ermäßigen, 
als es für erforderlich erachtet, um den Gemeinden ein wirkſames Pfarrwahlrecht 
zu erhalten. 


5 1300 


829, 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
§ 26. 5 
Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes De- 
auftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfehrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend f 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


N . 

Die für evangeliſche Geiſtliche beſtehende Alterszulagekaſſe bildet eine gemein- 
ſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie 
wird unter dem bisherigen Namen 

„Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiftliche!! 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet 


9 2. 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor, 


ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 
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8 3 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be- 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder; 
p) die Landessynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 


Provinz Hanno ven 8 „ 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig⸗Holſteinnnn 5 3 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſel .. 5 . h 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konfiftorial- 

bezirkes Wiesbadennn nenne 3 . 
1) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗ reformierten Kirche der 

Provinz Hannover 2 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig⸗ 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


9 4. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters⸗ 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, be 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

9 5. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die Ein- 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der Kirchengemeinden ſowie für die Aus⸗ 
zahlung der aus der Kaſſe zu gewährenden Leiſtungen, trifft auch die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung für jedes ab⸗ 
gelaufene Jahr zur Abnahme vor. i 

§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes alljährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vorſitzenden und 
deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen 
Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden entſcheidet. 
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422 
Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, jo kann von einer jährlichen 
Versammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 
Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, hat 
zu beſchließen: 
I. über Jeſtſtellung des Etats und der Beiträge der Landeskirchen, ſoweit 
dieſe die Beträge der 95 11 und 12 Abſ. 2 überſteigen, ſowie über die 
Abnahme der Rechnungen; 

2. über Herabſetzung der in den $$ 11 und 12 Abſ. 2 vorgeſchriebenen 
Beträge 

3. über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden; 

4. über Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden zu ent⸗ 
richtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Beiträge nach den 
Verſicherungsklaſſen anderweit abzuſtufen; 

5. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 

einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

7. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, welche 
ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


D 


87, 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rech⸗ 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


9 8. 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszuſtellen 
und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


89 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 4. Rang⸗ 
klaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich anderweiter 
Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 
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9 10. 
Oer Alterszulagekaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die Kaſſenbeiträge der Kirchengemeinden ($ 23); 
2. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 11 bis 13); 
3. die Beiträge des Staates. 


Ss, 

Die Landeskirchen find verpflichtet, für jede innerhalb ihres Gebiets mit oder 
nach dem 1. April 1908 neu gegründete verſicherungspflichtige Pfarrſtelle einen jähr⸗ 
lichen Zuſchuß von 1400 Mark beziehungsweiſe den im 3 17 Abſ. 3 bezeichneten 
Beitrag an die Alterszulagekaſſe zu zahlen. 5 


8 12, 

Ferner find die Landeskirchen verpflichtet, der Alterszulagekaſſe diejenigen Be⸗ 
träge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Ein⸗ 
nahmen ($ 10 Ziffern 1 und 3, $ 11) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge 
zu decken. 

Der Mindeſtbetrag dieſer Leiſtungen wird bis auf weiteres auf 2 370000 Mark 
jährlich feftgefegt. Soweit dieſer Betrag das rechnungsmäßige Bedürfnis des Jahres 
überſteigt dient er zur Anſammlung eines Neſervefonds. 5 


SS, 

Die Verteilung der im $ 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all⸗ 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommen ⸗ 
ſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 


9 14. 


Oen oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die von dem Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Ver⸗ 
waltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuständigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


§ 15. 
Die Kirchengemeinden ſind verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
mit welchen ein Stelleneinkommen von weniger als 6000 Mark verbunden iſt, bei 
der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


4 


916. 
Die Verſicherung erfolgt 

bei einem Stelleneinkommen unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 
BE + Do. 3.600618 d 9g? 1 
. . e ne, III, 
+ e i 

- JJ V, 

‚ . h e 
ö . 5.100. 0,3992 W 3 VII, 
: . 3 Ed VIII 
re ö 209200, . ve A 


Schr. 

Maßgebend für die Verſicherungspflicht und für die Klaſſe, in welcher die 
Verſicherung zu erfolgen hat, iſt — vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 31 — das 
am Tage des Inkrafttretens dieſer Satzungen vorhandene Stelleneinkommen. 

Nach § 15 verſicherungspflichtige Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Satzungen errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Ge— 
ſamtſumme des Stelleneinkommens. 

Werden dauernd verbundene Pfarrämter dauernd getrennt, fo hat die Kirchen⸗ 
regierung zu beſchließen, in welcher Klaſſe die Verſicherung der getrennten Pfarrſtellen 
erfolgen ſoll. Der Vorſtand ſetzt danach die Höhe der Leiſtungen feſt, welche ab- 
geſehen vom Verſicherungsbeitrage der Gemeinden für jede Pfarrſtelle der Kaſſe gegen⸗ 
über zu übernehmen ſind. i 

§ 18. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, welche mit einem anderen Amte als 
einem kirchlichen dauernd verbunden ſind und deren Inhaber Aufbeſſerungs⸗ und 
Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt waren. 


9 19. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner diejenigen Pfarrſtellen nicht, deren 
Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen beſoldet 
werden. 

Jedoch hat der Vorſtand der Alterszulagekaſſe dieſe Stellen auf Antrag der 
Kirchengemeinde und, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von größeren 
Parochialverbänden gewährt wird, auf deren Antrag zur Verſicherung nach Maßgabe 
der Satzungen zuzulaſſen. Der Antrag iſt nur binnen einer Friſt von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieſer Satzungen zuläſſig und muß ſich auf ſämtliche zur Zeit des 
Antrags in der Kirchengemeinde oder innerhalb des Parochialverbandes beſtehende 
Pfarrſtellen der im Abſ. 1 gedachten Art erſtrecken. 


„ ne 


Im Falle der Zulaſſung ift die Verſicherungsklaſſe vom Vorſtande der Alters⸗ 
zulagekaſſe nach Benehmen mit der Kirchenregierung zu beſtimmen, doch hat die Ver⸗ 
ſicherung mindeſtens in der II. Klaſſe zu erfolgen. 

Werden in einer Gemeinde, die mit ihren im Abſ. 1 bezeichneten Stellen zur 
Verſicherung zugelaſſen iſt, neue Pfarrſtellen errichtet, fo unterliegen dieſe gemäß 
817 Abſ. 2 der Verſicherungspflicht in Klaſſe I. 


8 20. 


Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarrſtellen 
Alterszulagen in dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten dergeftalt, 
daß gewährt werden: 


.... KVH—H—x—w— —T. . ́äͤQT r xxx 


in Klaſſe 
vom vollendeten I u. III III IV v VI VII VIII IX 
Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 


3. Dienſtjahr ab 400 
6. . 800 200 


5 1300] 700 100 
12 . 1800 1200| 600 
Ir . 2300 1700| 1100 500 200 
18. . 2800 2 200 1600| 1000] 700 400 100 
21 3 200 2 600 2000| 1400| 1100 800 500 200 


3600| 3 000 2400| 1800| 1500| 1 200 900 600 


9 21. 


Der Bezug der vierteljährlich im voraus zu zahlenden Alterszulage beginnt mit 
dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſtzeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren 6 Monaten an diejenigen 
Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als ſolche bes 
zeichnet werden. 

Die Alterszulagekaſſe trägt die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an 
die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 


9 22. 


Die Alterszulagekaſſe zahlt ferner den Kirchengemeinden für jede in Klaſſe I 
verſicherte Pfarrſtelle einen jährlichen Beitrag zum Grundgehalt in Höhe von 600 Mark 
in vierteljährlichen Vorausraten. 
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9 23. 


Die Kirchengemeinden haben Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alters⸗ 
zulagekaſſe zu entrichten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


ef 1500 Mark, 
Z . 1200 | 
!( 900 - 5 
„ DE 600 | 
CV 300 » 

9 24. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


9 25. 


Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 6000 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Beteiligten 
unabhängig find, unter den Betrag von 6 000 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand er⸗ 
mächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. Ein Aus⸗ 
ſcheiden einer zur Verſicherung zugelaſſenen Pfarrſtelle iſt nicht zuläſſig. 


§ 26. 
Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze maßgebend: 


1. Zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen; 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten gewährten 
Zuſchüſſe. 

2. Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen Wertes 
vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen und Selbſt⸗ 
bewirtſchaftung nach dem Durchſchnitte des Ertrags der letzten ſechs Wirt⸗ 
ſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen 
werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten 
Marktorts berechnet, Holzbezüge nach 5 Forſttaxe des nächſten König ⸗ 
lichen Forſtreviers. 


ee a 
Stolgebühren und Akzidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durch⸗ 
ſchnitte berechnet. : 


Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu 
ermitteln ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


$ 27. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anja: 

1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Mietsentſchädigung; 

2. Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions⸗ Irren, Kranken⸗ 
und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge ſowie für Lehrtätigkeit 
an Unterrichtsanſtalten; 

3. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle ) 

4. freiwillige Gaben. 


§ 28. 
Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; 

2. die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und Verluſte ) 

3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 


9 29. 


g Die beim Beginne der Verſicherung im Amte befindlichen Inhaber derjenigen 
Pfarrſtellen, welcher bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern find, hat die Alterszulage⸗ 
kaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in ihrem Einkommen dadurch 
erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu be⸗ 
meſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der 89 26 bis 28 mit der Maß 
gabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen vom Zeitpunkte detz 
Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem früheren mindeſtens 
gleiches Geſamtdienſteinkommen erreicht oder bis er ſeine bisherige Stelle verläßt. 
| Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, fo finden die Vorſchriften des § 21 
Abf. 2 Anwendung. 
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Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſamtdienſt⸗ 
einkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums Mit 
teilung zu machen. 

Auf Stellen der im § 19 bezeichneten Art finden die vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften keine Anwendung. 


9 30. 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen find die zur Zeit 
bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden Grundſätze 
ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen Wege 
eine Abänderung erfolgt. 


$ 31. 

Die vor Inkrafttreten dieſer Satzungen erfolgten Verſicherungen bleiben mit 
der Maßgabe beſtehen, daß auf ſie fortan ausſchließlich die Vorſchriften dieſer 
Satzungen Anwendung finden. Für die Klaſſe, in welcher die Verſicherung fort⸗ 
geſetzt wird, bewendet es bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Die auf Grund des § 16 der bisherigen Satzungen gewährten Entſchädigungen 
werden um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ſich das bisherige Dienſteinkommen 
des Stelleninhabers durch die in dieſen Satzungen und im Kirchengeſetze gewährten 
Bezüge erhöht. Im übrigen finden auf fie die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3 bis 5 
Anwendung. 


$ 32. 

Die bisherigen Satzungen der Alterszulagekaſſe werden mit den ſich aus § 31 
ergebenden Maßgaben aufgehoben. 

933. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, find die auf fie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

§ 34. a 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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(Nr. 10955.) Ruhegehaltsordnung für die Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover. Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung 
der Landesſynode, was folgt: 


sl, 

Ein in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als 
Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchen⸗ 
regiments auf Lebenszeit angeſtellter Geiſtlicher kann, wenn er infolge eines körper⸗ 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung der Verſetzung in den Ruheſtand. 


92. 
Geiſtliche im Ruheſtand erhalten ein Ruhegehalt nach Maßgabe der anliegenden 
Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete 
des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8 3. 

Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zur 
Ruhegehaltskaſſe befindet das Landeskonſiſtorium auf befonderen Antrag der Beteiligten. 

Auf die bisher zur Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover zugelaſſenen Geiſtlichen findet dieſe Vorſchrift ebenfalls Anwendung, 
ſoweit das Landeskonſiſtorium es binnen eines Jahres nach Inkrafttreten dieſes 
Kirchengeſetzes mit den Beteiligten vereinbart. Andernfalls bleiben die bisher ge- 
troffenen Vereinbarungen in Kraft. 


SA, 

Die Beſtimmungen des $ 1 finden auch auf Geiſtliche Anwendung, welche in 
einer ſtändigen Pfarrgehilfenſtelle feſt angeftellt find. 

Das Ruhegehalt der ſtändigen Pfarrgehilfen iſt nach Maßgabe des § 19 ff. 
der Satzungen zu berechnen. Auch im übrigen finden die Beſtimmungen über das 
Ruhegehalt der im § 1 bezeichneten Geiſtlichen auf dasjenige der ſtändigen Pfarr⸗ 
gehilfen ſinngemäße Anwendung. 
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§ 5. 

Das Ruhegehalt in den Fällen des § 8 Abſ. 2 des Kirchengeſetzes, betreffend 
die Dienſtvergehen der im Dienſte der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover Angeſtellten, vom 24. April 1894 (Gefehfamml. S. 93) darf die Hälfte 
der im § 19 der Satzungen vorgeſchriebenen Teilſätze und den Betrag von 2400 Mark 
nicht überſteigen. 

Durch Beſchluß der Kirchenbehörde kann auch außer den Fällen des Abſ. 1 
ſolchen Geiſtlichen der in den SS 1 und 4 des gegenwärtigen Kirchengeſetzes bezeichneten 
Art, welche ſich ihrer aus diſziplinariſchen Gründen erforderlichen Entfernung aus 
dem Amte zur Vermeidung eines förmlichen oder zur Erledigung eines bereits ein⸗ 
geleiteten Diſziplinarverfahrens freiwillig unterwerfen, auch wenn ſie noch dienſtfähig 
ſind, ein nach Abſ. 1 zu bemeſſendes Ruhegehalt auf Zeit oder Lebensdauer bewilligt 
werden, falls Umſtände vorliegen, welche die Abſtandnahme von dem förmlichen 
Diſziplinarverfahren im kirchlichen Intereſſe angezeigt erſcheinen laſſen. 


§ 6. 


Das Landeskonſiſtorium iſt ermächtigt, einen von ihm unter Zuſtimmung des 
ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode feſtgeſetzten jährlichen Betrag zu einmaligen 
und wiederkehrenden Anterſtützungen für ſolche frühere Geiſtliche zu verwenden, welche 
den Anſpruch auf Ruhegehalt infolge diſziplinariſcher oder ſtrafgerichtlicher Entſchei⸗ 
dung oder infolge Verzichts auf das Kirchenamt oder die Rechte des geiſtlichen 
Standes zur Vermeidung von Difziplinarunterfuhungen verloren haben. 

Die einzelne Unterftügung darf die im § 5 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Höchſtſätze 
nicht überſteigen. 


§ 7. 

ft ein Geiſtlicher noch fähig, einen weſentlichen Teil ſeines Dienſtes zu ver⸗ 
ſehen, ſo kann ſtatt der Verſetzung in den Ruheſtand die Beiordnung eines Pfarr⸗ 
gehilfen (Kollaborators) erfolgen. 

Wird die Beiordnung eines Pfarrgehilfen verfügt, ſo liegt die Beſoldung des 
letzteren dem Geiſtlichen ob. 

Wird nach Abzug der dem Geiſtlichen dadurch entſtehenden Koſten das Dienſt⸗ 
einkommen unter den Betrag herabgemindert, welcher ihm als Ruhegehalt zukommen 
würde, wenn er zu derſelben Zeit in den Ruheſtand verſetzt wäre, ſo iſt der Fehl⸗ 
betrag auf die Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover zu übernehmen. 

Das Landeskonſiſtorium iſt ermächtigt, mit Zuſtimmung des ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſes der Landesſynode ausnahmsweiſe eine weitergehende Übernahme der im Abf. 2 
bezeichneten Koſten auf die Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover zu bewilligen. 
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Al 
88. 
Die Verſetzung eines Geiftlihen in den Ruheſtand und die Entſcheidung 
darüber, ob und welches Ruhegehalt demſelben zuſteht oder in den Fällen des § 5 
Abſ. 2 zu bewilligen iſt, ſowie die Beiordnung eines Pfarrgehilfen (§ 7), die Feſt⸗ 
ſetzung der dieſem zu gewährenden Beſoldung wie des Geldwerts des als Beſoldungs⸗ 
teil etwa zu gewährenden freien Unterhalts, ferner die Feſtſetzung des im $ 7 Abſ. 3 
bezeichneten Fehlbetrags, erfolgt durch das Konſiſtorium. 

Wird die Verſetzung in den Ruheſtand oder die Beiordnung eines Pfarr⸗ 
gehilfen nicht vom Geiſtlichen ſelbſt beantragt, ſo iſt er oder der ihm etwa gerichtlich 
beſtellte Vormund oder Pfleger vor der zu treffenden Entſcheidung zu hören. 

In allen Fällen muß die Anhörung des Geiſtlichen oder des Vormundes be⸗ 
ziehungsweiſe Pflegers erfolgen über den Betrag des Ruhegehalts oder der von dem 
Geiftlichen zu übernehmenden Beſoldung des Pfarrgehilfen. 

Auch dem Kirchenvorſtande der beteiligten Gemeinde muß in jedem Falle zu 
einer Außerung über die beabſichtigte Verſetzung in den Ruheſtand oder Beiordnung 
eines Pfarrgehilfen Gelegenheit gegeben werden. 

Gegen die Verfügungen der Konſiſtorien ſteht den Beteiligten die binnen vier 
Wochen nach der Zuſtellung zu erhebende Beſchwerde an das Landeskonſiſtorium zu, 
welches endgültig entſcheidet. 

Bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands erfolgt die Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand durch das Landeskonſiſtorium. 


8 9. 


Die Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover 
(88 1 und 13 des Kirchengeſetzes vom 15. Mai 1900, Geſetzſamml. S. 136) bleibt 
beſtehen und deren Vermögen verbleibt der genannten Kirche. Die Verwaltung und 
Vertretung der Kaffe ſteht dem Landeskonſiſtorium zu. 

Das Landeskonſiſtorium hat jährlich die über die Kaſſe geführte Rechnung, 
nachdem ſie revidiert iſt, dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode zur Einſicht vor⸗ 
zulegen. i 


§ 10. 

Der evangeliſch ⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover ſtehen für die ihr 
nach den §§ 12, 13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen an die Ruhegehaltskaſſe 
ſowie für die auf Grund dieſes Kirchengeſetzes zu gewährenden, nicht von der ge⸗ 
meinſamen Ruhegehaltskaſſe zu tragenden Ruhegehälter und Unterſtützungen, abgeſehen 
von den ihr etwa für dieſen Zweck zufließenden Geſchenken und Vermächtniſſen 
folgende Einnahmen zur Verfügung: 


1. die Zuſchüſſe, welche aus Staatsfonds beziehungsweiſe aus dem Hannoverſchen 


Kloſterfonds gewährt werden; 
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ä 


. die Zinſen der bei der Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover angeſammelten und weiter anzuſammelnden Kapi⸗ 
talien 

3. die in dem § 15 feſtgeſetzten Pfarrſtellenabgaben; 

4. der Zuſchuß der Landesſynodalkaſſe. 


Der Zuſchuß der Landesſynodalkaſſe (Ziffer 4) iſt nach Maßgabe des vor 
handenen Bedürfniſſes alljährlich durch Beſchluß des Landeskonſiſtoriums feſtzuſtellen 
und durch Beiträge der Bezirksſynodalkaſſen aufzubringen. 

Die Erhebung der Beiträge erfolgt nach dem von der Landesſynode mit Ge⸗ 
nehmigung der Kirchenregierung hierfür feſtgeſetzten Fuße und bis zu dem Zeitpunkte, 
wo ſolche Feſtſetzung erfolgt, nach dem Fuße, welcher für die nach dem Kirchengeſetze, 
betreffend die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Abſtellung kirchlicher Notſtände, 
vom 30. Mai 1894 (Geſetzſamml. S. 91) zu erhebende Kirchenſteuer gilt. 


D 


811. 


Die Wahrnehmung der finanziellen Intereſſen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover bei Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt durch das Landes- 
konſiſtorium. 

Dem Landeskonſiſtorium iſt von jeder Verſetzung in den Ruheſtand und, ſo— 
weit die in dieſem Geſetze beſtimmten Ruhegehälter und Anterſtützungen nicht aus 
der gemeinſamen Ruhegehaltskaſſe zu zahlen ſind, auch von jeder nicht in einem 
Diſziplinarerkenntnis erfolgenden Feſtſetzung eines Ruhegehalts oder einer Unter⸗ 
ſtützung vor Ausfertigung der Entſcheidung des Konſiſtoriums, unter Mitteilung der 
zur Prüfung erforderlichen Unterlagen, Kenntnis zu geben. 


912. 


Den gegenwärtig in dem Ruheſtande befindlichen Geiſtlichen ſowie deren Witwen 
und Abkömmlingen verbleiben ihre bisherigen Bezüge. 


9 13. 


Iſt das nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Ruhegehalt geringer als das 
Ruhegehalt, welches dem Geiſtlichen hätte gewährt werden müſſen, wenn er beim 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen in 
den Ruheſtand verſetzt worden wäre, ſo wird dieſes letztere Ruhegehalt an Stelle 
des erſteren bewilligt. 


§ 14. 
Die Witwe eines in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen hat an dem mit der 
letzten Dienſtſtelle ihres verſtorbenen Ehemanns verbundenen Wittum dieſelben Rechte, 
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welche ſie haben würde, wenn ihr Ehemann als Inhaber der Stelle verſtorben wäre, 
und zwar ſoll fie gegenüber Witwen ſpäter auf derſelben Stelle angeſtellter Geift- 
lichen als erſte Witwe gelten. Vorausſetzung iſt, daß die Ehe vor der Verſetzung 
in den Ruheſtand geſchloſſen war. 

$ 15. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes kommt für alle Pfarren die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung noch nicht fälliger Pfründenabgaben in Wegfall. 

Das Gleiche gilt von der Verpflichtung zur Leiſtung von Pfarrbeiträgen. 

Für die nicht bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen, mit welchen 
ein Einkommen von mehr als 6 200 Mark verbunden iſt, bleibt der bisherige Pfarr⸗ 
beitrag von 2½ Prozent des Dienſteinkommens beſtehen. Die Feſtſtellung des Dienſt⸗ 
einkommens erfolgt nach Anhörung des Stelleninhabers und des Bezirksſynodalaus⸗ 
ſchuſſes durch das Konſiſtorium ohne Anrechnung des Wertes der Dienſtwohnung oder 
Mietsentſchädigung. 

8 16. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das Kirchen⸗ 
geſetz, betreffend Ruhegehaltsordnung für die Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, vom 15. Mai 1900 Geſetzſamml. S. 136), werden 
mit den ſich aus dieſem Kirchengeſetz ergebenden Maßgaben aufgehoben. 


9 17. 
Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes bes 
auftragt. 
8 18. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfehrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(J. S.) Wilhelm. 
Für den Minifter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 
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Satzungen, 
betreffend 


die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiftliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


5 15 


Die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein⸗ 


richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes⸗ 
kirchen behufs Gewährung von Ruhegehältern an emeritierte Geiſtliche. Sie wird 
unter dem Namen 

„Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche! 
von einem Vorſtand und Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 


ö 9 2. 

Der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 

9 3. f 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be⸗ 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal⸗ 
periode zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 
p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Provinz HannoverX,rr P Ul· U P 8 . 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig⸗Holſteinnnnnn ü ü ꝛ eeeeeeee 5 2 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſe nnn. „ öo 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 

bezirkes Wiesbaden 3 ei 


f) die Geſamtſynode der evangelifch reformierten Kirche der 
en n,, 2 . 
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Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teil⸗ 
zunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. . 


§ 4. 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


8 5. 


Der Vorſtand vertritt die Ruhegehaltskaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die 
Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an die Kaſſe zu 
leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Ruhegehälter, trifft auch die 
näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Ruhegehalts⸗ 
kaſſe für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes 
für mehrere Nechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung 
über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 


8 6. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher fi auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen 
Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 
Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im $ 12 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen 
2. über Erhöhung der den Emeriten zu zahlenden Ruhegehälter durch 
Abänderung der im $ 19 feſtgeſetzten Skalaj 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 

einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

5. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe, welche 

ihm vom Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 
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ST. 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen — abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme — zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


8 8. 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 


erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszuſtellen 
und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


Sb 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Ruhegehaltskaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden Beſtimmungen, vorbehaltlich einer anderweiten 
tegelung durch den Verwaltungsausſchuß. : 


8 10. 
Die Ruhegehaltskaſſe hat einen Reſervefonds anzuſammeln. 


9 
Der Ruhegehaltskaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die in den $$ 17, 21 bezeichneten Beiträge; 
2. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 12, 13); 
3. die Beiträge des Staates. 


8 12. 


Die Landeskirchen ſind verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe diejenigen Beträge 
zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Einnahmen 
($ 11 Ziffer 1, 3) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge zu decken. 


Sal, 


Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz 
alljährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staats⸗ 
einkommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Ein 
kommenſteuerveranlagung für das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 

Wenn und ſolange die Geſamtzahl der in einer Landeskirche in den Ruheſtand 
verſetzten Geiſtlichen zwölf vom Hundert der Anzahl ihrer Pfarrſtellen beziehungs⸗ 


SAN 


weiſe Geiſtlichen ($$ 15, 16) überſchreitet, iſt der Vorſtand ermächtigt, falls die 
finanzielle Belaſtung der Kaſſe es erforderlich erſcheinen läßt, von dieſer Landeskirche 
für jeden weiteren Emeritierungsfall einen jährlichen Sonderbeitrag in der Höhe der 
durch dieſen Fall der Kaſſe erwachſenden Mehrleiſtung zu erheben. 


§ 14. 
Den oberſten Synoden der an der Ruhegehaltskaſſe beteiligten Landeskirchen 
find die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


$ 15. 

Jeder innerhalb einer beteiligten Landeskirche in einer dauernd errichteten 
Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen 
Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellte Geiſt⸗ 
liche erhält, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
feiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd 
unfähig und deshalb von der zuſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt 
worden iſt, ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der Ruhegehaltskaſſe. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. d 

Darüber, ob eine Pfarrſtelle als dauernd errichtet anzuſehen iſt, entſcheidet 
endgültig der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe. 


§ 16. 
Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf ordinierte Geiſtliche 
a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſt— 
lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes- 
kirche angeſchloſſen find, 

p) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
jedoch zu a) und b) nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an 
die Ruhegehaltskaſſe von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Ver⸗ 
einbarung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Ruhegehalts. 

Der Anſchluß an die Ruhegehaltskaſſe kann den vorbezeichneten Geiſtlichen ge— 
ſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt und wenn außer⸗ 
dem die Verſetzung in den Ruheſtand bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte außerhalb 
Deutſchlands der Kirchenbehörde überlaſſen, bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen 
im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion von der Zuſtimmung der Kirchenbehörde 
abhängig gemacht wird. N 
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1 


In den Fällen des § 16 ift für jeden zur Ruhegehaltskaſſe zugelaſſenen Geiſt⸗ 
lichen während der Dauer feines Amtes ein jährlicher Beitrag an die Ruhegehalts-. 
kaſſe zu leiſten, welcher, wenn das Dienſteinkommen unter 4 000 Mark beträgt, auf 
1 Prozent, wenn es höher iſt, aber unter 6 000 Mark bleibt, auf 1½ Prozent, 
wenn es 6 000 Mark und darüber beträgt, auf 2 Prozent des durch 100 teilbaren 
Geſamtbetrags des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. Der Beitrag muß in den 
Fällen des § 16 unter b von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen 
werden. f 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. ö 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen find ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 0 


918. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auf Militärpfarrer ſowie auf die nicht 
unter § 16 fallenden Geiſtlichen bei Straf-, Kranken- und ſonſtigen öffentlichen An⸗ 
ſtalten keine Anwendung. 

9 19. 


Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor voll- 
endetem 11. Dienſtjahr eintritt, 9 und ſteigt mit jedem weiter zurückgelegten 
Dienſtjahre bis zum vollendeten 30. Dienſtjahr um /, von da ab um / bis zum 
Höchſtbetrage von ¼ des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens (§ 22). 

Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht unter 1800 Mark und nicht 
über 6 000 Mark, bei Emeritierung vor vollendetem 10. Dienſtjahre nicht über 
1 800 Mark betragen. 

Überſteigt das hiernach berechnete Ruhegehalt das ruhegehaltsfähige Dienft- 
einkommen, ſo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gezahlt. 

Überſchießende Teile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


§ 20. 


Hinſichtlich der Berechnung des anrechnungsfähigen Dienſtalters der Geiſtlichen 
find die zur Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maß⸗ 
gebenden Grundſätze ſolange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen 
vorgeſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 

Hat der Geiſtliche in Erfüllung der aktiven Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
oder in der Marine gedient, ſo wird die darauf verwendete Zeit ſeinem Dienſtalter 
zugerechnet. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bei Geiſtlichen, welche ihrer aktiven 
Dienſtpflicht während ihres theologiſchen Studiums genügt haben, nur inſoweit An⸗ 
wendung, als das letztere über ſechs Semeſter ausgedehnt worden iſt. 


RAN ee 


Für jeden Krieg, an welchem ein Geiftlicher im preußiſchen oder im Reichs⸗ 
heer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienſt⸗ 
zeit ein Jahr hinzugerechnet; jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende 
Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. 


$ 21. 

Bei Bemeſſung des Ruhegehalts werden nur ſolche Dienſtjahre berückſichtigt, 
während welcher der Geiftliche in einem nach § 15 Rechte auf Ruhegehalt ge⸗ 
währenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an die Ruhegehaltskaſſe angeſchloſſen 
geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zur Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr gemäß 8 17 
Abs. 1 nach der Höhe desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche 
zur Zeit feines Antrags (Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Ein- 
tritt in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen 
und muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die bei der Emeritierung noch nicht gezahlten Beiträge können nach Ermeſſen 
des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Ruhegehalt eingezogen werden. 
Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch der Ruhegehaltskaſſe nur auf die bis 
dahin fällig gewordenen Beträge. 

0 § 22. 

Der Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens (§ 19) wird für die 
Zwecke der Ruhegehaltskaſſe nach Maßgabe der folgenden Grundſätze feſtgeſetzt: 

1. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe verſichert ſind, 
werden das Grundgehalt, die Alterszulagen und eine etwa aus der Alters- 
zulagekaſſe zu leiſtende Entſchädigung zuſammengerechnet. Zuſchüſſe zum 
Grundgehalte werden eingerechnet, ſoweit ſie dauernd für die Pfarrſtelle 
oder auf die Amtsdauer des Stelleninhabers bewilligt und von der 
Kirchenregierung im Einvernehmen mit dem Vorſtand ausdrücklich als 
ruhegehaltsfähig anerkannt worden ſind. 

2. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert find, 
iſt das kirchenbehördlich feſtgeſtellte Pfründeneinkommen oder, wenn der 
Stelleninhaber nach Maßgabe beſonderer Gehaltsregulative oder ähnlicher 
Einrichtungen beſoldet wird, das hierin feſtgeſtellte Dienſteinkommen 
maßgebend. 

3. Inländiſche kirchliche Amter, welche mit einem inländiſchen geiſtlichen 
Hauptamte dauernd vereinigt ſind, werden als zu letzterem gehörig be⸗ 
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handelt, wenn fie keinen beſonderen Ruhegehaltsauſpruch gewähren. Die 
den Superintendenten (Dekanen, Pröpſten) und in ähnlichen Stellungen 
befindlichen Geiſtlichen gewährten Ephoralbezüge können von der Kirchen— 
regierung bis zum Höchſtbetrage von 750 Mark als ruhegehaltsfähig 
erklärt werden. 

4. Das Einkommen aus einem mit einer geiſtlichen Stelle verbundenen Schul- 
amt iſt dem Einkommen der Stelle nur inſoweit zuzurechnen, als das 
Schulamt nicht einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Ruhegehalt gewährt. 

5. Die Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung wird mit dem feſten 
Betrage von 800 Mark angerechnet. 


9 235 

Die Verſetzung in den Ruheſtand und die Entſcheidung über die Höhe des 
aus der Ruhegehaltskaſſe zu gewährenden Ruhegehalts erfolgt durch die zuſtändige 
Kirchenbehörde. Die Entſcheidung über die Höhe des Ruhegehalts bedarf der Zu— 
ſtimmung des Vorſtandes der Ruhegehaltskaſſe, welche jedoch nur dann verſagt 
werden darf, wenn der Geiſtliche nicht Inhaber einer der nach den §§ 15 und 16 
zum Ruhegehalte berechtigenden Stellen oder wenn das Ruhegehalt nicht nach Maß— 
gabe der §§ 19 bis 22 berechnet iſt. 


9 24. 
Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalendervierteljahr im voraus. 


8 25. 


Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Witwe oder eheliche 
Nachkommen, ſo wird das Ruhegehalt noch für die auf den Sterbemonat folgenden 
drei Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus in einer 
Summe. 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus nicht erhobenen 
und die nach Abſ. 1 zu leiſtenden Beträge gültig zu zahlen find, beſtimmt die zu- 
ſtändige Kirchenbehörde. 

Die im Abſ. 1 beſtimmte Zahlung findet auf Anordnung der zuſtändigen 
Kirchenbehörde auch dann ſtatt, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 
Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder wenn und ſoweit der 
Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 
zu decken. 

§ 26. 


Bezieht ein Emeritus infolge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen 
Amte ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Betrag 
des neuen Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das bei der Verſetzung in 
den Ruheſtand bezogene Dienſteinkommen überſteigt. 


„ 11 


Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn er durch eine im Difziplinar- 
verfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder durch Ent⸗ 
ſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche verliert. 


9 275 


Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
bereits im Amte befindlichen Geiſtlichen bewendet es, unbeſchadet der Vorſchriften 
des § 20, bei den bisherigen Feſtſetzungen ihrer Kirchenbehörde. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des $ 21 Abſ. 2 bis 5. 


§ 28. 

Zuſchüſſe zum Grundgehalt oder andere Zulagen, welche vor Inkrafttreten 
dieſer Satzungen bewilligt worden find und nach $ 20 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
beſtehen bleiben, gelten inſoweit als ruhegehaltsfähig, als ſie es nach bisherigem 
Rechte waren. i 

8 29. 

Den bei Errichtung der Ruhegehaltskaſſe in den beteiligten Landeskirchen 
bereits in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen und deren Hinterbliebenen zahlt die 
Ruhegehaltskaſſe ihre bisherigen, aus einem landeskirchlichen Fonds geleiſteten Bezüge, 
ſoweit dieſe die nach den §§ 19 bis 22 zu zahlenden Beträge nicht überſteigen. 

Auf die Entſcheidung über die Höhe der hiernach von der Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen finden die Vorſchriften des § 23 entſprechende Anwendung. 


$ 30. 
Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 tritt erſt am 1. April 1916 in Kraft. 


9 31. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, find die auf fie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

$ 32. 

Anderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 

der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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(Nr. 10956.) Kirchengeſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſt⸗ 
lichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 
26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen de, 


verordnen für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung 
der Landesſynode, was folgt: 
Sl: 
Die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen erhalten Witwen⸗ und Waiſengeld 


nach Maßgabe der anliegenden Satzungen, betreffend den Pfarr-Witwen- und Waiſen⸗ 
fonds der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


§ 2. 

Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zum 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds befindet das Landeskonſiſtorium auf beſonderen 
Antrag der Beteiligten. 

8 3. 

Für den im § 21 der Satzungen erwähnten Beſchluß iſt das durch das letzte 
Amt des verſtorbenen Geiſtlichen bezeichnete Konſiſtorium, für die im § 23 der 
Satzungen unter I, 2 erwähnten Beſchlüſſe das Landeskonſiſtorium zuſtändig. Vor 
der Beſchlußfaſſung iſt der durch das letzte Amt des Geiſtlichen bezeichnete Bezirks- 
ſynodalausſchuß und, ſoweit die Beſchlußfaſſung durch das Landeskonſiſtorium erfolgt, 
auch das entſprechende Konfiftorium zu hören. 


9 45 

Die der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover nach den §§ 11 bis 13 
der Satzungen obliegenden Leiſtungen an den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds find 
durch Beiträge der Bezirksſynodalkaſſen aufzubringen, deren Höhe das Landes- 
konſiſtorium feſtſetzt. 5 

Die Beiträge erfolgen nach dem von der Landesſynode mit Genehmigung der 
Kirchenregierung hierfür feſtzuſetzenden Fuße und bis zu dem Zeitpunkte, wo ſolche 
Feſtſetzung erfolgt, nach dem Fuße, welcher für die nach dem Kirchengeſetze, betreffend 
die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Abſtellung kirchlicher Notſtände, vom 
30. Mai 1894 (Geſetzſamml. S. 91) zu erhebende Kirchenſteuer gilt. 


- 85. | 
Der durch das Kirchengeſetz vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung 
des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds, (Geſetzſaamml. S. 100 ff.) gebildete Pfarr⸗ 
Wittwen⸗ und Waiſenfonds bleibt mit den ſich aus den anliegenden Satzungen er⸗ 
gebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das Kirchengeſetz, betreffend die 
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Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover, vom 31. März 1895 GGeſetzſamml. S. 137ff.) inſoweit auf 
gehoben, als ſich nicht aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz oder aus den Satzungen 
ein anderes ergibt. 8 

§ 6. 

Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes be⸗ 
auftragt. 

§ 7. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


9 1. 

Der für Hinterbliebene evangeliſcher Geiſtlicher beſtehende Pfarr⸗Wittwen⸗ und 
Waiſenfonds bildet eine gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſorgung der Hinterbliebenen 
evangeliſcher Geiſtlicher. Er wird unter dem bisherigen Namen 

„Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds“ 5 | 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 5 f N SAFE 


a 


9 2. 8 
Der Vorſtand des Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds beſteht aus dem Vor⸗ 
ſitzenden, einem im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier 
Mitgliedern. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des 
Vorſtandes werden vom König ernannt. 


8 3. 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be- 

teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 

zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 

b) die Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

Provinz Hannoverõr nenne 


e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der i 


Provinz Schleswig-Holſtein f 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Caſſe . 5 . 


e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial— 
bezirkes Wiesbadeern d. 
) die Geſamtſynode der evangeliſch-reformierten Kirche der 
Provinz Hannoveãerr nr 2 55 
Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teilzu⸗ 
nehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


ö 


SA, 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an den Pfarr- 
Witwen- und Waiſenfonds auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet 
werden kann, beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


SE) 

Der Vorſtand vertritt den Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds und führt die 
laufenden Geſchäfte desſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde für die Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an den 
Fonds zu leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Witwen- und Waiſen⸗ 
gelder, trifft auch die näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den 
Etat des Fonds für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs— 
ausſchuſſes für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die 
Rechnung über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 


o 


§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 11 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 

2. über Erhöhung und in den Grenzen der §§ 13, 24 über Verminderung 
der den Witwen und Waiſen zu gewährenden Bezüge, über Verlängerung 
der Bezugsdauer der Waiſengelder und über Einſtellung eines Betrags 
in den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen 
ſolcher Geiſtlichen, welche die Zugehörigkeit zum Fonds durch ein nicht 
im Wege ordnungsmäßiger Emeritierung erfolgtes Ausſcheiden aus dem 
Amte verloren haben, oder ſolcher zur Zeit des Inkrafttretens dieſer 
Satzungen im Amte befindlichen Geiſtlichen, welche nach Maßgabe der 
bisherigen Vorſchriften auf Witwengeld verzichtet haben; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4, über Verminderung oder Erlaß der von Geiſtlichen nach bisherigem Rechte 
übernommenen Nachzahlungen; ö 

5. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

6. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche ihm von dem 
Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Ausſchuſſes 
angeregt werden. 5 

8 

Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs- 

ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 


Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 8. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu⸗ 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu⸗ 
legen iſt. > 

Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10956—10957.) 65 
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9 95 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nach den für die Staats⸗ 
beamten der 4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbe⸗ 
haltlich anderweiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


i $ 10. 
Dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds fließen zur Beſtreitung der ihm ſatzungs⸗ 
gemäß obliegenden Ausgaben folgende Einnahmen zu — abgeſehen von den ihm 


überwieſenen Witwenkaſſenbeiträgen aus den ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt ſchwebenden Verſicherungen ($ 29) — 

1. die Zinſen der bei ihm vorhandenen Kapitalien; 

2. die in den 88 17, 26 bezeichneten Beiträge; 

3. die Beiträge der Landeskirchen (§§ 11 bis 13); 

4. die Beiträge des Staates. 


1 


Die Landeskirchen find verpflichtet, dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds die⸗ 
jenigen Beträge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der 
übrigen Einnahmen ($ 10 Ziffer 1, 2, 4) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnis- 
beträge zu decken. 


9 12. 


Die Verteilung der im § 11 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all⸗ 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Bis auf weiteres find von jeder Landes⸗ 
kirche / Prozent der in ihr veranlagten Staatseinkommenſteuer an den Fonds ab» 
zuführen, ſofern der Verwaltungsausſchuß nicht einen niedrigeren Prozentſatz für aus⸗ 
reichend erachtet. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für das 
voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 


8 135 
Reichen die nach § 12 erhobenen Beiträge der Landeskirchen zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen des Pfarr⸗Witwen⸗ und . nicht aus, ſo iſt der Ver⸗ 
waltungsausſchuß befugt: 
a) die Beiträge der Landeskirchen bis zu 1 Prozent der in ihnen veran⸗ 
lagten Staatseinkommenſteuer zu erhöhen; 
b) das Witwengeld bis zu den im § 24 beſtimmten Mindeſtſätzen herabzuſetzen. 
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9 14. 


Den oberſten Synoden der am Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligten 
Landeskirchen ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über 
die 71 des Fonds durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mit⸗ 
zuteilen. 

8 155 

Die Witwen und die hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen Kinder 
derjenigen evangeliſchen Geiſtlichen, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäß § 15 der 
Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche, der Anſpruch 
zuſteht, bei Verſetzung in den Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der 
Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche zu empfangen, ſowie derjenigen, welche 
ſich bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befinden oder ſpäter in den⸗ 
ſelben verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe, beziehen, erhalten Witwen⸗ 
und Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen der $$ 18 ff. 


93 

Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf die Hinterbliebenen 
ordinierter Geiſtlicher 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſt⸗ 

lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes⸗ 
kirche angeſchloſſen ſind, 

p) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
ſowie auf die Hinterbliebenen der aus ſolchen Dienſten mit Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzten Geistlichen, jedoch zu a) und b) 
nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds von der zuftändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Verein⸗ 
barung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Witwen- und Waiſengeldes. 

Der Anſchluß an den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds kann den vorbe⸗ 
zeichneten Geiſtlichen geſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert 
iſt, und bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen im Dienſte der inneren oder 
äußeren Miſſion, wenn außerdem der Geiſtliche auch an die Ruhegehaltskaſſe für 
evangeliſche Geiſtliche angeſchloſſen iſt. 

f 1 

In dem Falle des § 16 iſt für jeden zum Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
zugelaffenen Geiſtlichen während der Dauer feines Amtes und, wenn er aus dieſem 
Amte oder Dienſte in den Ruheſtand verſetzt wird, auch während der Dauer des 
muheſtandes bis zu feinem Ableben ein jährlicher Beitrag von 1½ Prozent 
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des Dienſteinkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts an den Pfarr-Witwen⸗ 
und Waiſenfonds zu leiſten. Der Beitrag muß in den Fällen des § 16 unter b) 
von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Bei emeritierten Geiſtlichen, welche weder verheiratet ſind noch eheliche Kinder 
unter 18 Jahren beſitzen, fällt die vorſtehende Verpflichtung von dem Zeitpunkt ab 
fort, wo die vorgedachten Vorausſetzungen zuſammentreffen. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen find ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


$ 18. 
Das Witwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen 
oder Emeriten 


bis zum vollendeten 5. Dienſtjahre 700 Mark, 


von mehr als 5 - 10. 750 ’ 
en 10er . 15, - 800 +, 
„ . 20. - 850 ͤ—- 
la + 25. + 900 - 

+ 2 - 30. 0e 
30 - 35. A De 

„„ . 40. . 
„„ TTT 3002 7. 


Se), 

Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 

zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 250 Mark für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 

Geiſtlichen zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 400 Mark 
für jedes Kind. 

Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Witwengeldes nur deshalb nicht be— 
rechtigt war, weil der Geiſtliche auf dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waiſen— 
geld der Ziffer 1. 

§ 20. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird das 
nach Maßgabe des § 18 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um 0 gekürzt. Hat jedoch 
die Ehe fünf Jahre gedauert, ſo wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren 
Dauer dem gekürzten Betrage / des nach § 18 zu berechnenden Witwengeldes fo 
lange wieder hinzugeſetzt, bis der volle Betrag des letzteren erreicht iſt. 
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$ 21. 

Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen war 
und die zuſtändige Kirchenbehörde durch Beſchluß die Überzeugung ausſpricht, daß die 
Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Witwe den Bezug des Witwengeldes 
zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld haben die Witwe und die 
hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen Verſetzung 
in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 

$ 22. 

Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe der 
den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt 
für jedes Kalendervierteljahr bei deſſen Beginn. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die zuſtändige Kirchen— 
behörde. 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Teilbetrags von Witwen- und 
Waiſengeld erliſcht, wenn dieſer binnen vier Jahren von Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Teilbetrag fällig geworden iſt, nicht abgehoben iſt, zu Gunſten des 
Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds. 


§ 23. 
Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes erliſcht: 
J. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels auf dem 
kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Wege durch die zuſtändige Kirchen— 
behörde entzogen wird; bei nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene 
Anſpruch durch die zuſtändige Kirchenbehörde wieder gewährt werden; 

II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 
18. Lebensjahr vollendet. 


$ 24. : 
Die im § 13 vorgeſehene Herabſetzung des Witwengeldes kann bis zu folgenden 
Mindeſtſätzen erfolgen: 
bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen oder Emeriten 
bis zum vollendeten 10, Dienſtjahre bis auf 600 Mark, 
E % + ? , 2 7 = 


von mehr als 10 20 00 n 

lee + 30. + „„ 80 
Rn + 35. - ee INN, 
ee - 40. . 1000 - 
Ber AO ee - 45. + „„ 0, 
» 45 Dienſtjahrenn q- 200 


= 460 


g 25. 


Die Feſtſtellung des Dienftalters für den Pfarr⸗-Witwen⸗ und Waiſenfonds 
erfolgt nach den bisherigen Grundſätzen. 


9 26. 


Bei Bemeſſung des Witwengeldes werden nur ſolche Dienſtjahre des verſtor⸗ 
benen Geiſtlichen berückſichtigt, während welcher er in einem nach § 15 Rechte auf 
Witwengeld gewährenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an den Pfarr-Witwen⸗ 
und Waiſenfonds angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vorſtande 
zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zum Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr auf 1 Prozent 
desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche zur Zeit ſeines Antrags 
(Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die beim Tode des Geiſtlichen noch nicht gezahlten Beiträge können nach Er- 
meſſen des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Witwengeld eingezogen 
werden. Im Falle des Todes der Witwe erſtreckt ſich der Anſpruch des Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


927. 


Für die Berechnung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen finden die Vor⸗ 
ſchriften des $ 22 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche, entſprechende Anwendung. 


9 28. 


An Stelle einer durch dieſe Satzungen beſtimmten, den Geiſtlichen und 
Gemeinden obliegenden Leiſtung kann durch Kirchengeſetz eine andere Leiſtung feſt⸗ 


geſetzt werden, falls dieſelbe durch den Verwaltungsausſchuß als gleichwertig 
anerkannt wird. 


9 29. 


Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds und 
denjenigen Geiſtlichen und Emeriten, deren ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt eingegangenes Verſicherungsverhältnis auf den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds übergegangen iſt, ſowie die Rechtsverhältniſſe ihrer Hinterbliebenen regeln 


„ N 


fi ausſchließlich nach den bisherigen Vorſchriften; insbeſondere bleiben die Wir⸗ 
kungen eines nach den bisherigen Beſtimmungen ausgeſprochenen Verzichts auf Witwen⸗ 
geld unberührt. 

Für diejenigen bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befindlichen 
Geiſtlichen, denen nach den bisherigen Beſtimmungen ein Anſpruch gegen den Pfarr⸗ 
Witwen⸗ und Waiſenfonds nicht zuſtand, oder für ihre Hinterbliebenen wird auch 
durch die gegenwärtigen Satzungen ein Anſpruch nicht begründet. 


$ 30. 


Auf diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche nach den bisherigen Vorſchriften 
über den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds an dieſen angeſchloſſen waren, ihm aber 
künftig nach den §§ 15, 16 dieſer Satzungen nicht mehr angehören, ſowie auf ihre 
künftigen Hinterbliebenen finden die Vorſchriften dieſer Satzungen Anwendung, ſofern 
der Geiſtliche bereits bei Inkrafttreten dieſer Satzungen in einem kirchlichen Dienſte 
ſteht oder im Ruheſtande lebt. 


9 31. 


Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bereits angeſchloſſenen Geiſtlichen bewendet es 
bei der bisherigen Feſtſetzung ihres Dienſtalters. 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich einer von ihnen bereits übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Nachzahlungen, unbeſchadet der Vorſchrift des § 6 Ziffer 4, 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. 


Für die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 26 Abſ. 2 bis 5. 


8 32. 
Die den Witwen und Waiſen der vor Inkrafttreten dieſer Satzungen ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen und Emeriten zuſtehenden Anſprüche bleiben unberührt. 


9 33. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


„5 


(Nr. 10957.) Verordnung über das Inkrafttreten von Kirchengeſetzen wegen Verbeſſerung 
der wirtſchaftlichen Lage der evangeliſchen Geiſtlichen. Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 
verordnen, daß die nachbezeichneten Kirchengeſetze vom heutigen Tage: 

1. die Pfarrbeſoldungsgeſetze für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz 
Hannover, die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein, 
die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, die 
evangeliſche Kirche des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden und die evangeliſch— 
reformierte Kirche der Provinz Hannover, 

2. die Ruhegehaltsordnungen für die Geiſtlichen der genannten Landeskirchen, 

3. die Kirchengeſetze, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der 

5 Geiſtlichen der genannten Landeskirchen, 
je mit Wirkung vom 1. April 1908 in Kraft treten. 


Urkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(I. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten; 


v. Moltke. 
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Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefehfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 % 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 J) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


